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Manche AG’s oder GmbH’s nehmen es 
mit der Einhaltung von Vorschriften mit 
formellen Inhalten nicht allzu genau, z.B. 
mit Artikel 699 Abs. 2 OR, wonach die Ge-
neralversammlung einer AG (und analog 
einer GmbH) innerhalb von sechs Mona-
ten nach Schluss des Geschäftsjahres 
durchgeführt werden muss. Diese Vor-
schrift wurde bisher in der Praxis mehr-
heitlich als Ordnungsvorschrift aufgefasst. 

Oftmals werden Verwaltungsrat (und Re-
visionsstelle) für die Dauer eines Jahres 
gewählt und meist fällt der Schluss des 
Geschäftsjahres auf den 31. Dezember. 
Manchmal wird auch schlicht und einfach 
vergessen, einen Verwaltungsrat oder die 
Revisionsstelle an der GV in ihren Ämtern 
formell zu bestätigen. Verlängert sich de-
ren Mandate dann stillschweigend bis zur 
nächsten Generalversammlung?

Wie verhält es sich, wenn die Revisions-
stelle den Jahresabschluss per 31.12. z.B. 
neun Monate nach dem Bilanzstichtag 
prüft und der Verwaltungsrat die General-
versammlung nach zehn Monaten einbe-
ruft? Hatte dann die Amtsdauer des Ver-
waltungsrates (und der Revisionsstelle) 
am 30.6. bereits geendet und hätte ein 
Verwaltungsrat, der nicht mehr im Amt ge-
wesen war, die Generalversammlung ein-
berufen? Und hätte eine sich nicht mehr 
im Amt befindliche Revisionsstelle die 
Jahresrechnung geprüft?

Das Bundesgericht hat nun in einem Ent-
scheid vom 3.12.2021 (BGer 4A_496/2021) 
in seiner Weisheit folgendes gefunden: 
«3.5. Zusammenfassend ist ... festzuhal-
ten: Das Amt des Verwaltungsrates endet 
mit Ablauf von sechs Monaten nach 
Schluss des betreffenden Geschäftsjah-

res, wenn keine Generalversammlung 
nach Art. 699 Abs. 2 OR durchgeführt 
oder die Wahl nicht traktandiert wurde.»

Die Folge wäre, dass es in der vorgenann-
ten Konstellation ab dem 1. Juli keinen Ver-
waltungsrat gibt. Die Gesellschaft leidet 
damit an einem Organisationsmangel. Ein 
Aktionär, Gläubiger oder der Handelsregis-
terführer könnten diesfalls dem Richter 
nach Artikel 731b OR beantragen, die er-
forderlichen Massnahmen zu ergreifen. 
Möglich wäre, dass der Richter u.a. der 
Gesellschaft die Auflösung androht oder 
das fehlende Organ ersetzt. Welche zivil-
rechtlichen Folgen sich aus den Handlun-
gen eines sich nicht mehr im Amt befindli-
chen Verwaltungsrates ergeben, müssen 
wir hier offenlassen. Allenfalls klärt diese 
Frage das Bundesgericht in einem nächs-
ten Urteil.

Es empfiehlt sich jedenfalls, die kurze 
sechsmonatige Frist nach Artikel 699 OR 
zur Durchführung der Generalversamm-
lung einzuhalten und dies bei der Jahres-
planung im Voraus zu berücksichtigen, 
vor allem wenn die Gesellschaft noch 
Stockwerkeigentum besitzt und die Stock-
werkeigentümer ihre Versammlung erst 
noch durchführen müssen. Im KMU-Be-
reich finden oftmals Universalversamm-
lungen aller Aktionäre statt, wofür in ei-
nem solchen Fall die Einhaltung der für die 
Einberufung erforderlichen Formvorschrif-
ten nicht nötig wäre.

Wir wünschen Ihnen eine lichtvolle Ad-
ventszeit, ein schönes Weihnachtsfest 
und ein erfolgreiches und gesundes neues 
Jahr.

Ihre Merki Treuhand AG
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«Vermeiden Sie Organisationsmängel in Ihrer 
Gesellschaft»

Lohnabzüge/AHV-Renten 2023

Die AHV/IV-Renten werden per 1. Januar 2023 der aktuellen Preis- und Lohn-
entwicklung angepasst und um 2.5% erhöht. Diese Anpassung hat auch Aus-
wirkungen auf die obligatorische Vorsorge. Gleichzeitig fällt bei der Arbeitslo-
senversicherung der Solidaritätsbeitrag von 1% weg. Die Mindestbeiträge der 
Selbständigerwerbenden und der Nichterwerbstätigen für AHV, IV und EO betragen 
CHF 514 pro Jahr, der Beitrag für die freiwillige AHV/IV CHF 980. 

Einen Überblick über die im Jahr 2023 gültigen Lohnabzüge und AHV-Renten liefert die 
folgende Aufstellung:

 

            2022  2023
AHV/IV/EO/ALV
AHV/IV/EO      10.60% 10.60%
ALV bis CHF 148'200         2.2%  2.2%
Total       12.80% 12.80%
ALV Solidaritätsbeitrag ab CHF 148'201                      1%      0%

Arbeitnehmerbeiträge         6.4%     6.4%
ALV Solidaritätsbeitrag ab CHF 148‘201        0.5%  0%

Höchstgrenze ALV und UVG
pro Monat       12‘350 12‘350
pro Jahr      148‘200 148‘200

Beitragsfreier Lohn für 64-/65jährige:
pro Monat          1‘400 1‘400
pro Jahr        16‘800 16‘800  

BVG-Obligatorium
Maximal massgebender Jahreslohn     86‘040 88‘200
Koordinationsabzug       25‘095 25‘725
Max. koordinierter BVG-Lohn      60‘945 62‘475
Arbeitnehmer obligatorisch zu versichern ab Jahreslohn   21‘510 22‘050
Min. koordinierter BVG-Lohn         3‘585 3‘675

Maximaler Steuerabzug für Säule 3a*
Abzug in Ergänzung zur 2. Säule       6‘883 7‘056
Selbständigerwerbende ohne 2. Säule     34‘416 35‘280
bzw. max. 20% des Erwerbseinkommens

AHV-Renten
Minimale einfache AHV-Rente        1‘195 1‘225
Maximale einfache AHV-Rente        2‘390  2‘450 
Min. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten       1‘793 1‘838
Max. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten     3‘585 3‘675

*Bei Erwerbstätigkeit über das Rentenalter hinaus, kann der Bezug der Altersleistung  
  der Säule 3a um maximal 5 Jahre hinausgeschoben und es können während maxi-       
  mal 5 Jahren Beiträge bezahlt werden.
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Warum es für Teilzeitbeschäftigte wichtig ist, frühzeitig 
an die Vorsorge zu denken
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Liebe Kundinnen und Kunden,
liebe Geschäftspartner

Die Altersvorsorge ist ein zentrales Thema, das 
jeden betrifft. Besonders für Teilzeitbeschäftig-
te ist es entscheidend, sich frühzeitig mit ihrer 
Vorsorge auseinanderzusetzen. Denn im Ver-
gleich zu Vollzeitangestellten haben sie oft we-
niger Einkommen und dadurch auch geringere 
Beiträge in die Säulen des Rentensystems. 
Das kann später zu finanziellen Engpässen im 
Alter führen, wenn man nicht rechtzeitig ge-
gensteuert.

Das schweizerische Vorsorgesystem
im Überblick
Das System besteht aus drei Säulen:
Erste Säule (AHV/IV): Die staatliche Alters- und 
Invalidenversicherung sorgt für eine Grundsiche-
rung. Sie basiert auf den Beiträgen während des 
Arbeitslebens.
Zweite Säule (Pensionskasse): Ergänzt die ers-
te Säule und soll den gewohnten Lebensstan-
dard im Alter sichern.
Dritte Säule (private Vorsorge): Freiwillige pri-
vate Vorsorge, steuerlich begünstigt, um zusätz-
liche finanzielle Sicherheit zu schaffen.

Warum ist eine frühzeitige Planung 
so wichtig?
Je früher man beginnt, sich Gedanken über die 
eigene Vorsorge zu machen, desto mehr Zeit 
bleibt, um Lücken zu schliessen. Bei Teilzeitbe-
schäftigten besteht oft die Gefahr, dass sie unbe-
wusst eine Lücke in der Altersvorsorge aufbauen 
– etwa, weil sie weniger verdienen, kürzer arbei-
ten, unregelmässige Anstellungen haben und 
dadurch geringere Beiträge in die ersten beiden 
Säulen einzahlen oder weil ihr Einkommen unter 
dem Mindestbetrag für die zweite Säule liegt, 
der für Beiträge erforderlich ist.

Wenn diese Lücken nicht rechtzeitig erkannt 
werden, droht im Alter eine ungenügende Ren-
te. Deshalb ist es ratsam, bereits während der 
Erwerbstätigkeit aktiv zu werden und mögliche 
Massnahmen zu ergreifen.

Möglichkeiten zur Schliessung 
von Vorsorgelücken
Es gibt verschiedene Wege, um die Renten zu 
verbessern:
Einkäufe in die 2. Säule: Wenn man während der 
Erwerbstätigkeit keine oder nur geringe Beiträge 
in die Pensionskasse eingezahlt hat, kann man 
durch sogenannte «Einkäufe» nachträglich Beiträ-
ge leisten. Diese erhöhen das angesparte Kapital 
und somit auch die spätere Rente. Besonders bei 
Unterbrüchen im Erwerbsleben oder bei Teilzeitar-
beit lohnt es sich, diese Option zu prüfen.
Einzahlungen in die 3. Säule: Die private Vor-
sorge bietet Flexibilität und steuerliche Vorteile. 
Durch regelmässige Einzahlungen in eine ge-
bundene oder freie Vorsorge können Sie zusätz-
lich Kapital ansparen. Diese Mittel stehen dann 
im Alter zur Verfügung und können eine wichtige 
Ergänzung zur staatlichen Rente sein.

Fazit
Teilzeitbeschäftigte sollten sich bewusst sein: 
Ihre Arbeitsform bringt zwar Flexibilität, aber 
auch Herausforderungen für die Altersvorsorge. 
Daher ist es essenziell, frühzeitig aktiv zu wer-
den. So sichern sie sich eine finanziell stabile Zu-
kunft und vermeiden unangenehme Überra-
schungen im Alter.

Gerne unterstützen wir Sie bei der Vorsorgepla-
nung.

Reto Gribi
Geschäftsführender Partner 
der Solidis Gruppe



Verwaltungsratsmitglieder werden je 
nach statutarischen Bestimmungen für 
max. sechs Jahre gewählt (Art. 710 OR). 
Eine Wiederwahl ist erlaubt. Wird diese 
jedoch vergessen, etwa bei längerer 
Amtsdauer oder gestaffelter Wahl, stellt 
sich die Frage, ob eine stillschweigende 
Verlängerung vorliegt. Dies wurde in der 
Lehre kontrovers diskutiert.

Organisationsmangel
Das Bundesgericht hat in BGE 148 III 69 
klargestellt, dass eine solche stillschwei-
gende Verlängerung nicht zulässig ist. 
Das Amt endet sechs Monate nach Ge-
schäftsjahresende, wenn bis dahin keine 
ordentliche Generalversammlung stattfin-
det oder die Wiederwahl nicht traktan-
diert wird. Dies soll das Aktionärsrecht 
auf Wahl schützen (Art. 698 Abs. 2 Ziff. 2 
OR).

Ehemalige Verwaltungsräte, die dennoch 
weiterwirken, gelten als faktische Organe 
und haften entsprechend (Art. 754 OR). 
Dritte dürfen grundsätzlich auf den Han-
delsregistereintrag vertrauen, es sei 
denn, sie wissen, dass die Amtsdauer ab-
gelaufen ist. Nach Fristablauf liegt ein Or-
ganisationsmangel vor. Dieser kann nur 
durch eine nachträgliche gültige Wahl be-
hoben werden.

In einem neueren Entscheid (4A_387/ 
2023, 4A_429/2023) präzisiert das Bun-
desgericht, dass nicht rechtzeitig wieder-
gewählte Verwaltungsratsmitglieder keine 
Generalversammlungen mehr  einberufen 
dürfen, auch nicht zur eigenen Wieder-
wahl. Beschlüsse solcher Versammlun-
gen sind nichtig (nicht bloss anfechtbar) 
und können jederzeit angefochten wer-
den.

Anders ist die Lage bei der Revisionsstel-
le: Deren Amtsdauer endet mit der Ab-
nahme der letzten Jahresrechnung 
(Art.730a Abs. 1 OR). Diese Rechtsspre-
chung betrifft vor allem KMU, in denen 
Wiederwahlen häufig vergessen werden 
oder zu spät erfolgen.

Empfehlungen
Um schwerwiegende Konsequenzen zu 
vermeiden, empfiehlt es sich:

•	 Wahlen des Verwaltungsrats und der 
Revisionsstelle rechtzeitig, spätestens 
innert sechs Monaten nach Geschäfts-
jahresende, durchzuführen, auch in 
Tochtergesellschaften.

•	 Ist der Jahresabschluss nicht bereit, 
sollte gegebenenfalls eine ausseror-
dentliche Generalversammlung zur 
Wahl durchgeführt werden.

•	 In den Statuten der Gesellschaft ist 
eine längere Amtsdauer des Verwal-
tungsrates vorzusehen (max. 6 Jahre: 
nicht zulässig bei börsenkotierten Ge-
sellschaften).

•	 Wurde die Wahl versäumt, ist sie umge-
hend nachzuholen, jedoch nicht durch 
Einladung eines abgelaufenen Verwal-
tungsrats. Mögliche Wege sind:
	– �Universalversammlung: Alle Aktio-

näre nehmen teil, Einladungsformali-
täten entfallen. Sie kann schriftlich 
oder elektronisch erfolgen, Einstim-
migkeit ist nicht nötig.

	– �Einberufung durch die Revisionsstel-
le, sofern vorhanden. Diese ist bei 
Bedarf dazu verpflichtet (Art.  699 
Abs. 1 OR).

	– �Aktionärsrechtliche Klage: Aktionäre 
mit 10% der Stimmen (nicht börsen-
kotiert) oder 5% (börsenkotiert) kön-
nen die gerichtliche Einberufung 
oder Sachwaltereinsetzung verlan-
gen (Art. 699 Abs. 3 und 5 OR).

Nach gültiger Wiederwahl sollten alle da-
zwischen gefassten Beschlüsse – sowohl 
auf Ebene Generalversammlung als auch 
Verwaltungsrat – wiederholt werden, so-
fern sie nicht an einer formell korrekten 
Universalversammlung gefasst wurden. 
Falls nicht alle Verwaltungsratsmitglieder 
betroffen waren, ist die Gültigkeit der Ver-
waltungsratsbeschlüsse im Einzelfall zu 
prüfen.

Wahl vergessen – Verwaltungsrat ohne Mandat



Säule 3a: Beitragslücken gezielt und steueroptimiert 
schliessen

Seit dem 1. Januar 2025 können Versicher-
te in der Schweiz nachträglich in die Säule 
3a einzahlen und so Beitragslücken schlie-
ssen. Damit kann die eigene Altersvorsor-
ge optimiert werden. Es gibt Lebenssitua-
tionen, in welchen das Geld fehlt, um die 
Maximaleinzahlung in die 3. Säule zu täti-
gen. Wurde bisher nicht der Maximalbe-
trag einbezahlt, entstand eine nicht mehr 
zu füllende Beitragslücke. Neu kann unter 
gewissen Voraussetzungen ein nachträgli-
cher Einkauf getätigt werden.

Voraussetzungen:
Die neue Regelung ist 2025 in Kraft getre-
ten, das heisst, es können Lücken ab 2025 
gefüllt werden, somit erstmals im Kalen-
derjahr 2026 für 2025. Als Lücke wird der 
maximal mögliche Einkaufsbetrag abzüg-
lich des tatsächlich geleisteten Einkaufs im 
betreffenden Kalenderjahr bezeichnet.  Vo-
raussetzungen für einen nachträglichen 
Einkauf sind: Erstens muss sowohl im Jahr 
der Lücke als auch im Jahr des nachträgli-
chen Einkaufs ein AHV-pflichtiges Einkom-
men erzielt worden sein. Zweitens kann 
ein Einkauf – für Lücken ab dem Jahr 2025 
– maximal zehn Jahre rückwirkend erfol-
gen. Drittens muss im Jahr des nachträgli-
chen Einkaufs zuerst der Maximalbetrag 
des laufenden Jahres einbezahlt werden 
(das heisst, Arbeitnehmer mit einer 2. Säu-
le den kleinen Betrag und Erwerbstätige 
ohne 2. Säule den grossen Betrag). Und 
viertens sind nachträgliche Einkäufe nur 
möglich, solange noch keine Altersleistun-
gen aus der Säule 3a bezogen werden 
und/oder diese nicht in eine andere Vorsor-
geform übertragen wurden.

Begrenzung:
Nebst diesen Voraussetzungen ist auch 
der maximal mögliche nachträgliche Ein-
kauf begrenzt, nämlich auf den maximalen 
«kleinen Betrag», dies gilt auch für Selb-
ständigerwerbende und Personen ohne  
2. Säule. Somit ist der jährlich maximal 
mögliche Einkaufsbetrag – Stand 2025 – 
auf CHF 7'258 begrenzt. Der Steueropti-
mierung sind damit Grenzen gesetzt.

Beispiel: 
Wer also im Jahr 202x den Maximalbetrag 
einbezahlt hat, aber in früheren Jahren ab 
2025 Lücken aufweist, kann im Jahr 202x 
nochmals den im Jahr 202x gültigen klei-
nen Beitrag einzahlen und damit die Lü-
cken von früheren (allenfalls mehreren) 
Jahren schliessen, sofern alle Vorausset-
zungen kumulativ erfüllt sind. Beträgt die 
Lücke zum Beispiel im Jahr 2025 und 2026 
je CHF 4'000 und werden CHF 7'000 
nachträglich eingekauft, so kann für 2025 
die Lücke von CHF 4'000 geschlossen 
werden, der Restbetrag von CHF 3'000 
wird als Teileinkauf für 2026 verwendet. In 
einem Jahr können somit mehrere Lücken 
aus vergangenen Jahren eingekauft wer-
den. Aber der Einkauf einer Lücke aus ei-
nem Jahr darf nicht über mehrere Jahre 
verteilt werden. Im vorstehenden Beispiel 
verbleibt somit eine Restlücke für 2026 
von CHF 1'000, welche verfällt und nicht 
mehr gefüllt werden kann. Unter Umstän-
den könnte es somit Sinn machen, im Jahr 
202x nur die Lücke eines Jahres zu schlies-
sen. Der sorgfältigen Planung von nach-
träglichen Einkäufen in die Säule 3a ist also 
hohe Beachtung zu schenken, um einer-
seits kein Einkaufspotential zu verlieren 
und andererseits die Einkäufe steuerlich zu 
optimieren.



Erben nach Plan: Streit vermeiden, Wünsche 
umsetzen

Gesetzliche oder gewillkürte Erbfolge
Wenn eine verstorbene Person keine Anwei-
sungen (Testament oder Erbvertrag) hinter-
lässt, gilt die gesetzliche Erbfolge. Sie regelt, 
wer das Vermögen erhält und wie hoch die 
Erbquote ist, dies nach dem sogenannten Pa-
rentelsystem.

Demgegenüber spricht man von gewillkürter 
Erbfolge, wenn Erblasser/-innen durch ein 
Testament oder einen Erbvertrag die Erbfol-
ge nach eigenem Willen regeln. Sie können 
festlegen, unter Beachtung der Pflichtteilbe-
stimmungen, was mit ihrem Vermögen ge-
schehen soll.

Verfügungen von Todes wegen
Erblasser/-innen haben zwei gesetzlich vor-
gesehene Formen zur Regelung des Nachlas-
ses: das Testament und den Erbvertrag.

Ein Testament ist eine einseitige Verfügung, 
die jederzeit geändert, widerrufen oder auf-
gehoben werden kann. Der Erbvertrag hinge-
gen ist eine rechtsverbindliche Vereinbarung 
zwischen mehreren Personen und kann nur 
mit Zustimmung aller Beteiligten geändert 
werden.

Das Gesetz kennt drei Testamentsformen:
•	 Eigenhändiges Testament: Muss  

vollständig handschriftlich verfasst,  
datiert und unterschrieben sein.  
Computerdateien mit Unterschrift sind  
ungültig.

•	 Öffentliches Testament: Wird von einer
Urkundsperson mit zwei Zeugen/-innen
erstellt.

•	 Mündliches Testament (Nottestament):
Kommt nur in Notlagen zum Zug (z. B.
bei Lebensgefahr). Der Wille wird zwei
Zeugen/-innen erklärt, von diesen nieder-
geschrieben oder dem Gericht  protokol-
liert. Die Zeugen/-innen müssen
das Zustandekommen wegen ausseror- 
dentlicher Umstände bestätigen.

Voraussetzung für jede Verfügung von 
Todeswegen ist die Verfügungsfähigkeit. 
Die verfügende Person muss urteilsfähig 
und mindestens 18 Jahre alt sein. Beim 
Erbvertrag darf zudem keine Entmündigung 
vorliegen.

Ein fehlerhaftes Testament bleibt gültig, 
bis ein Gericht es für ungültig erklärt. Die 
Anfechtungsfrist beträgt ein Jahr ab Testa-
mentseröffnung. Ohne Klage bleibt selbst 
ein fehlerhaftes Testament wirksam. Häufige 
Fehler sind Formmängel (z. B. computerge-
schrieben, fehlende Unterschrift), unklare 
Formulierungen, Pflichtteilsverletzungen 
oder widersprüchliche Testamente. Nichtig-
keit ist nur selten gegeben (z. B. bei Zwang 
oder reinen Entwürfen).

Laientestament
Eigenhändig verfasste Testamente bergen Ri-
siken. Formfehler oder unklare Inhalte führen 
oft zu Erbstreitigkeiten. Wird das Testament 
als ungültig erklärt, gilt die gesetzliche Erb-
folge, entgegen dem Willen der Erblasser/-
innen. Der Beizug einer Fachperson kann 
helfen, Streit und Kosten zu vermeiden. 
Beim öffentlichen Testament wird die Einhal-
tung der Form sichergestellt. Zeugen/-innen 
bestätigen die Verfügungsfähigkeit.

Beim eigenhändigen Testament besteht 
zudem das Risiko, dass es nicht gefunden 
oder absichtlich zurückgehalten wird. Ein öf-
fentliches Testament kann hingegen bei der 
Urkundsperson sicher hinterlegt werden.

Fazit
Ein Testament kann selbst geschrieben wer-
den. Es ist besonders dann sinnvoll, wenn 
die gesetzliche Erbfolge nicht dem eigenen 
Willen entspricht. Frühzeitige Nachlasspla-
nung hilft, Streit zu vermeiden und steu-
erliche Vorteile zu nutzen. Lassen Sie Ihre 
Verfügung von einer Fachperson prüfen, um 
Formfehler zu vermeiden. Auch wenn ein ei-
genhändiges Testament günstig scheint, im 
Erbfall kann es teuer werden. Überprüfen Sie 
Ihre letztwilligen Verfügungen regelmässig, 
ob sie noch Ihrem Willen entsprechen.


